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1. Januar 2013 

  

Organisationsreglement 
des Gemeindeverbandes Feuerwehr Bödeli 
 

   
   
  I. Allgemeine Bestimmungen 
   
  Art. 1 

 
Name/Sitz  1 Unter dem Namen "Feuerwehr Bödeli", nachstehend "Verband" genannt, 

besteht ein Gemeindeverband i.S. des kantonalen Gemeindegesetzes. 
 
2 Sitz des Verbands ist lnterlaken. 

   
  Art. 2 

 
Zweck 
 

 1 Der Verband erfüllt für seine Mitglieder alle Aufgaben der Feuerwehr ge-
mäss Art. 13 und 14 FFG1. 
 
2 Die Feuerwehr Bödeli bewältigt in den Verbandsgemeinden Brand-, Ele-
mentar- und andere Schadenereignisse und leistet in anderen Notfällen 
Hilfe. Sie unterstützt benachbarte Feuerwehren, wenn diese ein Ereignis 
nicht allein bewältigen können. 
 
3 Die Feuerwehr Bödeli kann namentlich in den Bereichen Feuerschutz, 
Ölwehr und Personenrettung bei Unfällen Stützpunktaufgaben überneh-
men. Sie kann für andere Gemeinden, für den Kanton oder für Dritte weite-
re Aufgaben übernehmen, soweit dies die Erfüllung ihres Auftrags nicht 
beeinträchtigt und wirtschaftlich sinnvoll erscheint. 

   
  Art. 3 

 
Mitgliedschaft  1 Mitglieder des Verbandes sind die Gemeinden Bönigen, Därligen, Interla-

ken, lseltwald, Leissigen, Matten b.I. und Unterseen. 
 
2 Der Verband kann mittels Änderung des Organisationsreglements weitere 
Gemeinden aufnehmen. 
 

  Art. 4 
   
Pflichten der Ver-
bandsgemeinden 

 1 Die Verbandsgemeinden stellen dem Verband alle Informationen zur Ver-
fügung, welche dieser zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt. 
 
2 Der Verband kann zu diesem Zweck im Verbandsgebiet selbst Erhebun-
gen anordnen und durchführen. 

   
  Art. 5 
   
Eigentumsverhält-
nisse 

 1 Der Verband ist Eigentümer der Mobilien, die zur Erfüllung der Verbands-
aufgaben benötigt werden. 
 
 

1 Feuerschutz- und Feuerwehrgesetz des Kantons Bern (BSG 871.11) 
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  2 Die Verbandsgemeinden sind Eigentümerinnen der Immobilien, die zur 
Erfüllung der Verbandsaufgaben benötigt werden. Der Verband schliesst 
mit den Verbandsgemeinden Verträge über die Benützung dieser Immobi-
lien ab. 
 
3 Der Verband kann zur Realisierung grosser Vorhaben Immobilien erstel-
len bzw. erwerben. 
 

  Art. 6 
 

Information  1 Der Verband informiert aktiv über seine Tätigkeit und über geplante Vor-
haben. 
 
2 Er stellt den Verbandsgemeinden den nachgeführten Finanzplan bis Mitte 
Jahr zur Kenntnis zu. 
 

  Art. 7 
 

Form der Mittei-
lung 

 1 Mitteilungen an die Verbandsgemeinden erfolgen schriftlich. 
 
2 Bekanntmachungen zuhanden der Öffentlichkeit erfolgen im amtlichen 
Anzeiger. 

   
  Art. 8 

 
Protokollführung  1 Über die Verhandlungen der Abgeordnetenversammlung, des Feuerwehr-

rats und der Kommissionen ist ein Protokoll zu führen. Es muss Ort, Da-

tum, Zeit und Dauer der Verhandlungen, die Teilnehmenden sowie die An-

träge mit Begründungen und die Beschlüsse enthalten. 
 
2 Die Protokolle der Abgeordnetenversammlung sind öffentlich. Die Ver-

bandsgemeinden legen das Protokoll spätestens 14 Tage nach der Ver-

sammlung während dreissig Tagen öffentlich auf. Während der Auflage 

kann schriftlich Einsprache beim Feuerwehrrat erhoben werden. Der Feu-

erwehrrat entscheidet über die Einsprache und genehmigt das Protokoll. 
 
3 Die Protokolle des Feuerwehrrats und der Kommissionen sind nicht öf-
fentlich. Die Protokolle werden an der nächsten Sitzung genehmigt und von 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und der Protokollführenden oder 
dem Protokollführenden unterzeichnet. 

   
  Art. 9 
   
Sorgfaltspflichten 
und Verantwort-
lichkeit 

 1
 Die Mitglieder der Verbandsorgane und das Verbandspersonal erfüllen 

ihre Aufgaben gewissenhaft und sorgfältig. 
 
2 Die Organe und das Personal des Verbands sind der disziplinarischen 
Verantwortlichkeit unterstellt. Der Feuerwehrrat ist Disziplinarbehörde für 
das Verbandspersonal. 
 
3 Im Übrigen richten sich die disziplinarische und vermögensrechtliche 
Verantwortlichkeit nach dem Gemeindegesetz. 
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  II. Organisation 
   
  1. Allgemeines 
   

  Art. 10 
   
Organe  Die Organe des Verbands sind 

 
a) die Verbandsgemeinden, 
b) die Abgeordnetenversammlung, 
c) der Feuerwehrrat, 
d) das Rechnungsprüfungsorgan, 
e) Kommissionen, soweit sie entscheidbefugt sind, 
f) das zur Vertretung des Verbands befugte Personal 

   
   
  2. Verbandsgemeinden 
   
  Art. 11 

 
Befugnisse  1 Die Verbandsgemeinden beschliessen 

 
a) Zweckänderungen 
b) wesentliche Änderungen der Kostenverteilung 
c) die Auflösung des Verbandes 
d) Ausgaben gemäss Art. 24, wenn gegen den Beschluss der Abgeord-

netenversammlung das Behördenreferendum ergriffen worden ist. 
 
2
 Geschäfte gemäss Abs. 1 Bst. a und b sind angenommen, wenn sämtli-

che Verbandsgemeinden zustimmen. Geschäfte gemäss Abs. 1 Bst. c und 
d sind angenommen, wenn die Mehrheit der Verbandsgemeinden, die 
gleichzeitig über die Mehrheit der Einwohner verfügen, zustimmt. 
 
3 Die Einwohnerzahl bemisst sich nach der  ständigen Wohnbevölkerung 
am 31. Dezember gemäss der aktuellsten verfügbaren Statistik der Fi-
nanzverwaltung des Kantons Bern zum Zeitpunkt der Einladung zur Abge-
ordnetenversammlung gemäss Art. 12. 

   
  Art. 12 
   
Verfahren  1 Die Abgeordnetenversammlung legt die Abstimmungsfrage fest und stellt 

Antrag. 
 
2 Der Feuerwehrrat teilt diese Anträge den Verbandsgemeinden schriftlich 
mit. 
 
3 Die Verbandsgemeinden beschliessen innert sechs Monaten. 

   
   
  3. Abgeordnetenversammlung 
   
  Art. 13 
   
Zusammensetzung  1 Die Abgeordnetenversammlung besteht aus Abgeordneten der Ver-

bandsgemeinden. 
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2 Die Verbandsgemeinden können für jede Sitzung der Abgeordnetenver-
sammlung 
 

a) einen oder mehrere, höchstens aber so viele Abgeordnete entsen-
den, wie sie Stimmen haben, 

b) bestimmen, wer wie viele Stimmen vertritt. 
 
3 Die Mitglieder des Feuerwehrrates nehmen an den Sitzungen der Abge-
ordnetenversammlung mit Beratungs- und Antragsrecht teil. 

   
  Art. 14 

 
Weisungen  1 Die Verbandsgemeinden können den Abgeordneten für ein bestimmtes 

oder für mehrere bestimmte Geschäfte Weisungen, namentlich zum Ab-
stimmungsverhalten, erteilen. 
 
2 Erteilt eine Verbandsgemeinde Weisungen, geht die Verantwortlichkeit für 
das Verhalten in der Abgeordnetenversammlung auf das anweisende Ge-
meindeorgan über. 

   
  Art. 15 

 
Einberufung und 
Einladung 

 1 Der Feuerwehrrat beruft die Abgeordnetenversammlung ein. 
 

2 Zwei Verbandsgemeinden können die Einberufung innert drei Monaten 
und die Traktandierung eines bestimmten Geschäfts verlangen. 
 

3 Der Feuerwehrrat stellt die Einladung, die Traktandenliste und weitere 
Mitteilungen an die Abgeordneten spätestens dreissig Tage vorher den 
Verbandsgemeinden zu. 

   
  Art. 16 
   
Verfahren  1 Die Abgeordnetenversammlung tagt in öffentlichen Sitzungen. 

 
2 Die Präsidentin oder der Präsident leitet die Versammlung. Sie bzw. er 
gehört weder der Abgeordnetenversammlung noch dem Feuerwehrrat an 
und stimmt nicht mit. 
 
3 Sie bzw. er legt das Abstimmungs- und Wahlverfahren so fest, dass der 
wahre Wille der Abgeordneten zum Ausdruck kommt. Die Abgeordneten-
versammlung entscheidet über nicht geregelte Verfahrensfragen. 
 
4 Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen, wenn die Versammlung nichts 
anderes beschliesst. 

   
  Art. 17 

 
Mehr  1 Bei Sachgeschäften entscheidet das Mehr der abgegebenen Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit ist das Geschäft abgelehnt. 
 
2 Bei Wahlen entscheidet im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten 

Wahlgang das relative Mehr der abgegebenen Stimmen. 

 
3 In einem zweiten Wahlgang dürften höchstens doppelt so viele Vorge-
schlagene bleiben, als Sitze zu vergeben sind. 
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  Art. 18 
 

Beschlussfähigkeit  Die Abgeordnetenversammlung beschliesst, wenn die Mehrheit der Stim-
men vertreten ist. 
 

  Art. 19 
 

Stimmkraft der 
Verbandsgemein-
den 

 1 Die Verbandsgemeinden verfügen über 
 

a) zwei Stimmen, wenn sie 2000 oder weniger Einwohner zählen, 
b) drei Stimmen, wenn sie 2001 bis 4000 Einwohner zählen, 
c) vier Stimmen, wenn sie über 4001 Einwohner zählen. 

 
2 Die für die Berechnung der Stimmkraft massgebliche Einwohnerzahl rich-
tet sich nach Art. 11 Abs. 3 zum Zeitpunkt der Einladung zur Abgeordne-
tenversammlung. 
 

  Art. 20 
   

Zuständigkeiten 
1. Wahlen 

 Die Abgeordnetenversammlung wählt 
 

a) das Präsidium der Abgeordnetenversammlung auf eine Amtsdauer 
von vier Jahren. 

b) auf Antrag der Verbandsgemeinden die Mitglieder des Feuerwehrra-
tes auf eine Amtsdauer von vier Jahren. 

c) aus der Mitte des Feuerwehrrates die Präsidentin oder den Präsiden-
ten. 

d) das Rechnungsprüfungsorgan für vier Jahre. 
e) die Mitglieder von ständigen Kommissionen, wenn dies der einset-

zende Erlass so bestimmt. 
   
  Art. 21 
   
2. Sachgeschäfte  Die Abgeordnetenversammlung beschliesst 

 
a) Änderungen des Organisationsreglements unter Vorbehalt von Art. 11 

Abs. 1. 
b) die Auflösung des Verbands gemäss Art. 38, unter Vorbehalt der Zu-

stimmung durch die Verbandsgemeinden gemäss Art. 11. 
c) Reglemente. 
d) neue Ausgaben, soweit sie CHF 100‘000 übersteigen, Vorbehalten 

bleibt das fakultative Behördenreferendum gemäss Art. 24. 
e) Festsetzung der einheitlichen Feuerwehr-Ersatzabgaben für das gan-

ze Verbandsgebiet. 
f) das Budget der Erfolgsrechnung. 
g) die Jahresrechnung. 

 
  Art. 22 
   
Wiederkehrende 
Ausgaben 

 Die Ausgabenbefugnis für wiederkehrende Ausgaben ist 10 Mal kleiner als 
für einmalige. 
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  Art. 23 
   
Nachkredite  1 Das für einen Nachkredit ständige Organ bestimmt sich, indem der ur-

sprüngliche Kredit und der Nachkredit zu einem Gesamtkredit zusammen-
gerechnet werden. 
 
2 Den Nachkredit beschliesst dasjenige Organ, das für den Gesamtkredit 
ausgabenberechtigt ist. 
 
3 Beträgt der Nachkredit weniger als 10 Prozent des ursprünglichen Kre-
dits, beschliesst ihn immer der Feuerwehrrat. 

   
  Art. 24 
   
Fakultatives Be-
hördenreferendum 

 1 Gegen Ausgabenbeschlüsse der Abgeordnetenversammlung, die CHF 
2‘000‘000 übersteigen und die ganz oder teilweise steuerfinanziert werden 
müssen, können zwei oder mehr Gemeinden verlangen, dass den Ge-
meinden die Ausgabe zum Beschluss unterbreitet wird. 
 
2 Das Referendumsbegehren muss dem Verband innert 30 Tagen seit Er-
öffnung des Beschlusses der Abgeordnetenversammlung unterbreitet wer-
den. 

   
   
  4. Feuerwehrrat 
   
  Art. 25 
   
Zusammensetzung  1 Der Feuerwehrrat besteht aus 7 Personen. 

 
2 Jede Verbandsgemeinde hat Anspruch auf einen Sitz. 
 
3 Der Feuerwehrrat konstituiert sich unter Vorbehalt von Art. 20 Bst. c sel-
ber. 

   
  Art. 26 
   
Beschlussfähigkeit 
und Verfahren 

 1 Der Feuerwehrrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder 
anwesend ist. 
 
2 Der Feuerwehrrat kann Beschlüsse auf dem Zirkularweg fassen, wenn 
alle Mitglieder mit diesem Verfahren einverstanden sind. 
 
3 Das Präsidium stimmt mit und hat bei Stimmengleichheit den Stichent-
scheid. Das Verfahren richtet sich sinngemäss nach Art. 16 fff. 
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  Art. 27 
   
Zuständigkeiten  1 Der Feuerwehrrat führt den Verband, plant dessen Entwicklung und koor-

diniert die Geschäfte. 
 
2 Er nimmt alle Zuständigkeiten wahr, die nicht ausdrücklich anderen Orga-
nen zugewiesen sind. 
 
3 Er bestimmt die Organisation der Verbandsverwaltung. Er regelt durch 
Verordnung insbesondere 
 

a) die Organisation des Feuerwehrrates, 
b) die Einladung und das Verfahren für die Feuerwehrratssitzungen, 
c) die Unterschriftsberechtigung, 
d) die Verfügungsbefugnis der in einem Dienstverhältnis oder in einem 

Mandatsverhältnis zum Verband stehenden Personen. 
 
4 Er bestimmt die Zuständigkeiten im Detail mittels Funktionendiagramm. 

   
   
  5. Rechnungsprüfungsorgan 
   
  Art. 28 
   
Grundsatz  1 Die Abgeordnetenversammlung wählt die externe Rechnungsprüfungs-

stelle für vier Jahre. 
 
2 Das Gemeindegesetz, die Gemeindeverordnung und die Direktionsver-
ordnung über den Finanzhaushalt der Gemeinden umschreiben die Wähl-
barkeitsvoraussetzungen und die Aufgaben. 

   
  Art. 28a 
   
Datenschutz  Das Rechnungsprüfungsorgan ist Aufsichtsstelle für Datenschutz gemäss 

Art. 33 des kantonalen Datenschutzgesetzes. Die Berichterstattung erfolgt 
einmal jährlich an die Abgeordnetenversammlung. 

   
   
  6. Kommissionen 
   
  Art. 29 

 
Ständige Kommis-
sionen 

 1 Aufgaben, Zuständigkeiten, Organisation und Mitgliederzahl werden durch 
Reglement bestimmt, soweit ständige Kommissionen mit Entscheidbefug-
nissen eingesetzt werden. 
 
2 Der Feuerwehrrat kann in seinem Zuständigkeitsbereich mittels Verord-
nung weitere ständige Kommissionen ohne Entscheidbefugnis einsetzen. 
Diese Verordnung bestimmt deren Aufgaben, Organisation und Mitglieder-
zahl. 
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  Art. 30 
   
Nichtständige 
Kommissionen 

 1 Die Abgeordnetenversammlung und der Feuerwehrrat können zur Be-
handlung von einzelnen Geschäften aus ihrem Zuständigkeitsbereich 
nichtständige Kommissionen einsetzen, soweit nicht übergeordnete Vor-
schriften bestehen. 
 
2 Der Einsetzungsbeschluss bestimmt die Aufgaben, die Zuständigkeiten, 
die Organisation und die Zusammensetzung. 

   
   
  7. Feuerwehrkommando 
   
  Art. 31 
   
Zuständigkeiten  1 Der Feuerwehrkommandant führt die Feuerwehr und leitet die Verwaltung 

des Verbandes. 
 
2 Er ist zuständig für die Vorbereitung der Geschäfte des Feuerwehrrates 
und für den operativen Vollzug der Beschlüsse der übergeordneten Orga-
ne. 

   

   

  8. Personal 
   

  Art. 32 
 

Personal  1 Das Personal des Verbands wird privatrechtlich angestellt. 
 
2 Der Verband kann Dritte mit der Erledigung administrativer Arbeiten be-
auftragen. 

   
  Art. 33 

 
Stellung 
Sekretär/-in 

 Die Sekretärin bzw. der Sekretär des Feuerwehrrates, der Kommissionen 
und weitere Organe, bei denen sie bzw. er nicht Mitglied ist, hat an deren 
Sitzungen beratende Stimme und Antragsrecht. 

   
   
  III. Finanzielles, Haftung 
   
  Art. 34 
   
Allgemeines  Der Feuerwehrrat plant und führt den Finanzhaushalt nach den Vorschrif-

ten des übergeordneten Rechts. 
   
  Art. 35 
   
Finanzierung  1 Die Aufwendungen werden namentlich finanziert durch 

 
a) Feuerwehr-Ersatzabgaben, 
b) Gebühren, 
c) Rückerstattung von Einsatzkosten, 
d) Beiträge der GVB und 
e) weitere Erträge. 
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2 Zur Finanzierung grosser Investitionen können auch Steuermittel einge-
setzt werden. Die Verbandsgemeinden werden vor dem entsprechenden 
Ausgabenbeschluss über den steuerfinanzierten Anteil informiert. 
 
3 Die Beiträge der Verbandsgemeinden zur Deckung des Steuerfinanzier-
ten Aufwands nach Abs. 2 bemessen sich nach den Einwohnerzahlen ge-
mäss Art. 11 Abs. 3 zum Zeitpunkt des Beschlusses der Abgeordnetenver-
sammlung. 

   
  Art. 36 
   
Haftung  1 Für die Verbandsschulden haftet das Verbandsvermögen. 

 
2 Austretende Gemeinden haften anteilmässig während 5 Jahren seit dem 
Austritt für Verpflichtungen des Verbands, welche zum Zeitpunkt des Aus-
tritts bestehen. 
 
3 Im Fall der Auflösung des Verbands haften die Verbandsgemeinden Drit-
ten gegenüber nach den Vorschriften des Gemeindegesetzes. Für das 
Verhältnis der Verbandsgemeinden unter sich gilt Art. 35 Abs. 3. 

   
   
  IV. Austritt, Auflösung und Liquidation 

   
  Art. 37 

 
Austritt  1 Der Austritt aus dem Verband erfolgt auf Ende eines Kalenderjahres und 

unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 2 Jahren auf Jahresende. 
 
2 Austretende Gemeinden haben keinen Anspruch auf Anteile am Ver-
bandsvermögen oder auf Rückerstattung geleisteter Beiträge. 
 
3 Austretende Gemeinden entrichten dem Verband einen anteilmässigen 
Beitrag, damit dieser das zum Zeitpunkt des Austritts bestehende Verwal-
tungsvermögen abschreiben kann. Der Beitrag der austretenden Gemein-
de errechnet sich nach Abzug des Eigenkapitals des Verbandes und be-
misst sich nach Art. 35 Abs. 3. 

   
  Art. 38 
   
Auflösung  1 Der Verband wird aufgelöst 

 
a) durch Beschluss nach Art. 11 Abs. 1 Bst. c in Verbindung mit Abs. 2, 
b) dadurch, dass alle Verbandsgemeinden oder alle bis auf eine austre-

ten. 
 

2 Die Liquidation obliegt dem Feuerwehrrat. 
 
3 Ein Vermögens- und Schuldenüberschuss wird den Verbandsgemeinden 
im Verhältnis nach Art. 35 Abs. 3 zugewiesen. Bei der Zuweisung des Ei-
gentums auf die Verbandsgemeinden ist darauf zu achten, dass den Be-
dürfnissen der Feuerwehr-Nachfolgeorganisationen Rechnung getragen 
wird. 
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4 Die für die Genehmigung des Organisationsreglements zuständige kan-
tonale Behörde ist über die Auflösung des Gemeindeverbandes zu infor-
mieren. 

   
   
  V. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

   
  Art. 39 
   
Inkrafttreten  1 Dieses Reglement tritt unter Vorbehalt der Genehmigung durch die zu-

ständige kantonale Stelle auf den 01.01.2013 in Kraft. 
 
2 Er hebt das Organisations- und Feuerwehrreglement vom 01.01.2011 auf. 
 
3 Die Art. 23 – 32 des Organisations- und Feuerwehrreglements vom 
01.01.2011 bleiben in Kraft, bis die Abgeordnetenversammlung das Feu-
erwehrreglement erlassen hat. 
 
4 Die Teilrevision des Organisationsreglements wurde am 8. Dezember 
2016 durch die Abgeordnetenversammlung genehmigt und tritt auf den 1. 
Januar 2017 in Kraft. 
 
5 Die Änderungen wurden am 7. Dezember 2017 durch die Abgeordneten-
versammlung genehmigt und treten auf den 1. Januar 2018 in Kraft. 

   
   

Genehmigungsvermerk 
Der Feuerwehrrat hat das Organisationsreglement an seiner Sitzung vom 20. September 2012 an-
genommen. 
 
 
GEMEINDEVERBAND FEUERWEHR BÖDELI 
FEUERWEHRRAT 
 
 
 
Peter Aeschimann Kurt Kormann 
Präsident Sekretär 
   
   
Die Stimmberechtigten bzw. der Grosse Rat der Verbandsgemeinden haben dem Organisationsreg-
lement zugestimmt. 
   
Einwohnergemeinde Bönigen   7. Dezember 2012 (GV) 
Einwohnergemeinde Interlaken 11. Dezember 2012 (GGR) 
Gemischte Gemeinde Iseltwald   7. Dezember 2012 (GV) 
Einwohnergemeinde Matten b. Interlaken 14. Dezember 2012 (GV) 
Einwohnergemeinde Unterseen   3. Dezember 2012 (GV) 
   
   

Auflagezeugnis (von allen Verbandsgemeinden) 
Die unterzeichnenden Gemeindeschreiber bescheinigen, dass das Organisationsreglement während 
30 Tagen vor der beschlussfassenden Gemeindeversammlung öffentlich in der Gemeindeschreibe-
rei aufgelegt worden ist. Die Auflage ist im Anzeiger Interlaken mit Hinweis auf die Beschwerdefrist 
bekannt gemacht worden. Innert der gesetzlichen Frist sind keine Beschwerden eingereicht worden. 
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Gemäss Bestätigungen der Verbandsgemeinden im Anhang 
 
 

Genehmigung 

Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung am 6. März 2013. 

 
Teilrevision 
 

Änderungen von Artikel 8, 20, 21, 28, 28a 

Die Stimmberechtigten haben der Teilrevision des Organisationsreglements an der Abgeordneten-
versammlung vom 8. Dezember 2016 zugestimmt. Die Publikation erfolgte im Amtsanzeiger Interla-
ken vom 2. März 2017. Die Änderung tritt rückwirkend auf den 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
 

Genehmigung 

Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung am 6. Februar 2017. 
 

Änderung von Artikel 3 und 25 
Die Stimmberechtigten haben der Teilrevision des Organisationsreglements an der Abgeordneten-
versammlung vom 7. Dezember 2017 zugestimmt. Die Publikation erfolgte im Amtsanzeiger Interla-
ken vom 29. März 2018. Die Änderung tritt rückwirkend auf den 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
 

Genehmigung 

Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und Raumordnung am 21. Februar 2018. 
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